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Thüringer Gesetz zur Stärkung der Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte von Senioren 

(ThürSenMitwBetG) 

Vom 10. Oktober 2019 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

§ 1 

Ziele des Gesetzes 

 

(1) Ziele des Gesetzes sind die Stärkung der Mitwirkungs- 

und Beteiligungsrechte der Senioren, die Förderung der 

aktiven Teilhabe an der Willensbildung bei wirtschaftlichen, 

sozialen, kulturellen und politischen Entscheidungen so- 

wie die Verbesserung und Unterstützung des Zusammen- 

lebens der Generationen. Über die Stärkung der Interes- 

senvertretung und der gesellschaftlichen Teilhabe hinaus 

soll unter aktiver Beteiligung der Senioren das Älterwerden 

in Würde und ohne Diskriminierung gewährleistet werden. 

 

(2) Die in Absatz 1 genannten Ziele sind durch alle Behör- 

den des Landes, durch die Gemeinden, die Landkreise und 

anderen Gemeindeverbände sowie durch die sonstigen der 

Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An- 

stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts zu fördern. 

 

(3) Die Behörden der Gemeinden, der Landkreise und 

der anderen Gemeindeverbände unterstützen die Tätig- 

keit der kommunalen Seniorenbeiräte und der Senioren- 

beauftragten. 

 

§ 2 

Senioren und Seniorenorganisationen 

 

(1) Senioren im Sinne dieses Gesetzes sind alle Perso- 

nen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben und in Thü- 

ringen mit Hauptwohnung im Sinne des Melderechts ge- 

meldet sind. 

 

(2) Seniorenorganisationen im Sinne dieses Gesetzes 

sind die in Thüringen tätigen Vereine, Verbände und Ver- 

einigungen, welche die sozialen, kulturellen, gesundheit- 

lichen, wirtschaftlichen, sportlichen oder sonstigen Inter- 

essen der Senioren wahrnehmen. Vereine, Verbände und 

Vereinigungen, die 

1.  ausschließlich gewerbliche Zwecke oder 

2.  gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

gerichtete Zwecke 

verfolgen, gelten nicht als Seniorenorganisationen im Sin- 

ne dieses Gesetzes. 

§ 3 

Kommunale Seniorenbeiräte 

 

(1) Kommunale Seniorenbeiräte sind eigenständige, kon- 

fessionell, verbandspolitisch sowie parteipolitisch unab- 

hängig arbeitende Interessenvertretungen der Senioren in 

den Gemeinden und Landkreisen. Gemeinden mit bis zu 

10 000 Einwohnern und Landkreise können Seniorenbei- 

räte bilden. Seniorenbeiräte sind in Gemeinden mit mehr 

als 10 000 Einwohnern zu bilden. Die Mitglieder der Se- 

niorenbeiräte arbeiten ehrenamtlich und werden auf Vor- 

schlag der in den Gemeinden und Landkreisen tätigen 

Seniorenorganisationen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 gewählt. 

Näheres zur Wahl der Seniorenbeiräte regelt die jeweili- 

ge kommunale Satzung. 

 

(2) Die Mitglieder des Seniorenbeirats sind Ansprechper- 

sonen für die Senioren; sie beraten die Gemeinden und 

Landkreise in Angelegenheiten der Senioren, erarbeiten 

Stellungnahmen sowie Empfehlungen und unterstützen 

den Erfahrungsaustausch zwischen den Trägern der Seni- 

orenarbeit. Der Seniorenbeirat ist vor allen Entscheidungen 

des Gemeinderats oder des Stadtrats einer kreisangehö- 

rigen Stadt, die überwiegend Senioren betreffen, anzuhö- 

ren. Die Mitglieder des Seniorenbeirats können als sach- 

kundige Bürger in die Ausschüsse des Gemeinderats nach 

Maßgabe des § 27 Abs. 5 der Thüringer Kommunalord- 

nung (ThürKO) in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. 

S. 41) in der jeweils geltenden Fassung berufen werden. 

 

§ 4 

Seniorenbeauftragte, Landesförderung 

 

(1) Die Kreistage und die Stadträte der kreisfreien Städte 

wählen jeweils einen ehrenamtlichen Seniorenbeauftrag- 

ten und dessen Stellvertreter. In den Landkreisen haben 

die Seniorenbeiräte des Landkreises sowie der kreisan- 

gehörigen Gemeinden und in den kreisfreien Städten der 

Seniorenbeirat der kreisfreien Stadt ein Vorschlagsrecht. 

Näheres zur Wahl der Seniorenbeauftragten regelt die je- 

weilige kommunale Satzung. 

 

(2) Die Seniorenbeauftragten der Landkreise und der kreis- 

freien Städte unterstützen die Arbeit der Seniorenbeiräte 



   
 
 
 

 

412 Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen 
 
 

 

und sind gemeinsam mit ihnen Ansprechpersonen für die 

Senioren. Sie haben die Anliegen, Probleme und Anre- 

gungen der Seniorenbeiräte sowie der Senioren gegen- 

über der kommunalen Verwaltung zu vertreten. Die Seni- 

orenbeauftragten sind grundsätzlich vor Entscheidungen 

des Kreistags oder des Stadtrats einer kreisfreien Stadt, 

die überwiegend Senioren betreffen, anzuhören. Sie kön- 

nen zusammen mit den Seniorenbeiräten unaufgefordert 

zu allen die Senioren betreffenden Fragen Stellungnahmen 

abgeben und Vorschläge unterbreiten. Seniorenbeauftrag- 

te können als sachkundige Bürger in die Ausschüsse des 

Kreistags oder des Stadtrats einer kreisfreien Stadt nach 

Maßgabe des § 27 Abs. 5 oder des § 105 Abs. 2 Satz 2 

ThürKO berufen werden. Die Seniorenbeauftragten der 

Landkreise und kreisfreien Städte vertreten die Interes- 

sen der kommunalen Seniorenbeiräte im Landessenio- 

renrat und informieren über dessen Arbeit. 

 

(3) Für ihre Tätigkeit sowie für Projekte können Senioren- 

beauftragte und Seniorenbeiräte eine Landesförderung 

im Rahmen des Landesprogramms "Solidarisches Zu- 

sammenleben der Generationen" nach § 4 des Thüringer 

Familienförderungssicherungsgesetzes vom 18. Dezem- 

ber 2018 (GVBl. S. 813) in der jeweils geltenden Fassung 

nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushalts- 

mittel erhalten. 

 

(4) Die in den Landkreisen, kreisfreien Städten und Ge- 

meinden bestehenden Seniorenbüros und Seniorenbei- 

räte sollen mit den Seniorenbeauftragten der Landkreise 

und kreisfreien Städte vertrauensvoll zur Verwirklichung 

der Ziele des Gesetzes zusammenarbeiten. 

 

§ 5 

Landesseniorenrat 

 

Der Landesseniorenrat ist ein Gremium der Meinungs- 

bildung, der Interessenvertretung sowie des Erfahrungs- 

austausches auf dem Gebiet der Seniorenpolitik für die 

Senioren des Landes. Er arbeitet konfessionell, verbands- 

politisch sowie parteipolitisch unabhängig. Die Mitglieder 

üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

 

§ 6 

Mitglieder und Organe des Landesseniorenrats 

 

(1) Mitglieder des Landesseniorenrats sind: 

1.  die Seniorenbeauftragten der Landkreise und kreisfrei- 

en Städte oder deren Stellvertreter, 

2.  eine vom Verein zur Förderung von Mitwirkung und 

Teilhabe älterer Menschen in Thüringen e. V. berufene 

Person oder deren Stellvertreter sowie 

3.  bis zu zehn von der Mitgliederversammlung im Einver- 

nehmen mit dem für Seniorenpolitik zuständigen Minis- 

terium berufene Personen oder deren Stellvertreter, die 

sich in besonderer Weise um die Belange der Senio- 

ren in Thüringen verdient gemacht haben. 

Hierbei ist auf die Unterschiedlichkeit der Lebenssituati- 

on von Senioren in Thüringen sowie auf ein ausgewoge- 

nes Geschlechterverhältnis zu achten. Die Mitglieder nach 

Satz 1 sind stimmberechtigt. 

(2) Die Organe des Landesseniorenrats sind der Vorstand 

und die Mitgliederversammlung. Die Mitgliederversamm- 

lung besteht aus den in Absatz 1 Satz 1 genannten Mit- 

gliedern. Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer Mit- 

te den Vorstand. Er besteht aus einem Vorsitzenden und 

zwei weiteren Mitgliedern, die gleichzeitig Stellvertreter des 

Vorsitzenden sind. Der Vorsitzende leitet die Sitzungen der 

Mitgliederversammlung. Der Vorstand führt die Geschäfte 

des Landesseniorenrats. 

 

(3) Der Vorstand bedient sich bei der Führung der Geschäf- 

te einer Geschäftsstelle. Diese hauptamtlich besetzte Ge- 

schäftsstelle wird von dem für Seniorenpolitik zuständigen 

Ministerium gefördert. Der Landesseniorenrat bestimmt mit 

Zustimmung des für Seniorenpolitik zuständigen Ministeri- 

ums die Einrichtung und organisatorische Zuordnung die- 

ser Geschäftsstelle. 

 

(4) Zur Regelung der Tätigkeit des Landesseniorenrats im 

Einzelnen sowie des Ablaufs der Sitzungen gibt sich der 

Landesseniorenrat im Einvernehmen mit dem für Senio- 

renpolitik zuständigen Ministerium eine Geschäftsordnung. 

 

§ 7 

Aufgaben des Landesseniorenrats 

 

(1) Der Landesseniorenrat berät und unterstützt die Lan- 

desregierung in allen seniorenpolitischen Fragen. Er ist von 

der Landesregierung in allen Angelegenheiten der Senio- 

ren von grundsätzlicher Bedeutung sowie in Angelegenhei- 

ten, bei denen auch Belange von Senioren betroffen sind, 

zu beteiligen. Der Landesseniorenrat ist insbesondere vor 

der Einbringung von Gesetzentwürfen in den Landtag so- 

wie vor dem Erlass von Rechtsverordnungen, von denen 

die Belange von Senioren betroffen sind, von der Landes- 

regierung anzuhören. Er hat das Recht, unaufgefordert ge- 

genüber der Landesregierung und dem Landtag zu allen 

Fragen der Seniorenpolitik Stellungnahmen abzugeben. 

 

(2) Der Landesseniorenrat soll insbesondere bei der Um- 

setzung, Gestaltung und Weiterentwicklung von Program- 

men zur Seniorenpolitik des Landes beteiligt werden und 

die aktive Teilnahme der älteren Generation am gesell- 

schaftlichen Leben fördern sowie die Senioren über seni- 

orenrelevante Gesetze und deren Umsetzung informieren. 

Er soll die Arbeit der Seniorenbeauftragten und der kom- 

munalen Seniorenbeiräte unterstützen. 

 

(3) Der Landesseniorenrat arbeitet mit den Seniorenorga- 

nisationen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 zusammen. 

 

(4) Der Landesseniorenrat vertritt die Seniorenbeiräte des 

Landes auf Bundesebene in der Bundesarbeitsgemein- 

schaft der Landesseniorenvertretungen. 

 

§ 8 

Evaluation 

 

Die Landesregierung evaluiert im Jahre 2023 die Wirkung 

des Gesetzes und berichtet dem Landtag durch das für 

Seniorenpolitik zuständige Ministerium über das Ergeb- 

nis der Evaluation. 
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§ 9 

Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 

gelten jeweils für alle Geschlechter. 

§ 10 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt das 

Thüringer Seniorenmitwirkungsgesetz vom 16. Mai 2012 

(GVBl. S. 137) außer Kraft. 

 

Erfurt, den 10. Oktober 2019 

Die Präsidentin des Landtags 

Diezel 

 

 


